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1) Prüfung des Urheberrechts 

 
1.1 Szenario A: Teile des Projektes werden öffentlich zugänglich gemacht 

 
1.1.1 Wegen der öffentlichen Zugänglichmachung würde die Ausnahme- 

bzw. Schrankenbestimmung für wissenschaftliche Forschung (§ 60c 
UrhG iVm § 87c Abs. 1 Nr. 2 UrhG) nicht gelten. 
 

1.1.2 § 87b UrhG (Rechte des Datenbankherstellers) könnte relevant 
werden, sofern – in quantitativer oder qualitativer Hinsicht – ein 
wesentlicher Teil einer Datenbank (z.B. Handelsregister oder 
Unternehmensregister) im Projekt öffentlich wiedergegeben wird. 
 

1.1.3 Amtliche bzw. behördliche Datenbanken wie z.B. das Handelsregister 
könnten im Einzelfall jedoch gemeinfrei sein,1 so dass eine Übernahme 
der Daten daraus in unser Transparenzregister urheberrechtlich 
zulässig sein sollte. Dies ist jedoch im Einzelfall zu prüfen. 
 

1.1.4 Sofern Daten aus bestimmten Datenbank-Quellen entnommen werden 
sollen, sind jedenfalls die Nutzungs- und Lizenzbedingungen der 
jeweiligen Datenbank vorher genau zu prüfen, nach Möglichkeit sollen 
nur Daten aus gemeinfreien Datenbank-Quellen entnommen werden. 

 
1.2 Szenario B: Kein Teil des Projektes wird öffentlich zugänglich gemacht 

 
1.2.1  Wegen des Verzichts auf die öffentliche Zugänglichmachung würde die 

Ausnahme- bzw. Schrankenbestimmung für wissenschaftliche 
Forschung (§ 60c UrhG iVm § 87c Abs. 1 Nr. 2 UrhG) gelten, so dass 
die Rechte des Datenbankhersteller außer Betracht bleiben können. 

 
1.2.2 Gemäß § 60c Abs. 1 UrhG könnten 15% des Datenbank-Werkes 

vervielfältigt werden. 

  

 

1
 Wandtke/Bullinger, Urheberrecht, 6. Auflage 2022, § 87c UrhG Rn. 48. 



 
 

2) Prüfung des Datenschutzrechts 

 

Das Datenschutzrecht könnte relevant werden, wenn Verbindungen zwischen handelnden 
Personen (Geschäftsführer, Aufsichtsratsmitglieder etc.) in einem Netz dargestellt werden 
sollen. 

 
2.1 Szenario A: Teile des Projektes werden öffentlich zugänglich gemacht 

 
Nach einem aktuellen Urteil (OLG Celle, Beschluss vom 24.02.2023 – 9 W 16/23) hat 
der Geschäftsführer einer GmbH hat keinen registerrechtlichen Anspruch auf 
Löschung seines bereits eingetragenen Geburtsdatums und Wohnorts aus dem 
Registerblatt des Handelsregisters, da in dieser Konstellation dem öffentlichen 
Interesse eine höhere Bedeutung zukommt. Jedoch wird dem datenschutzrechtlichem 
Schutz des Geschäftsführer dennoch eine gewisse Bedeutung zugesprochen. Dies 
könnte dagegen sprechen, die Verflechtungen zwischen den Geschäftsführer ein 
einem Netz darzustellen. Eine nähere datenschutzrechtliche Prüfung ist hier 
erforderlich. 
 
2.2 Szenario B: Kein Teil des Projektes wird öffentlich zugänglich gemacht 

 
Hier könnte das Forschungsprivileg in § 27 BDSG zur Anwendung kommen, so dass 
datenschutzrechtliche Risiken ausgeräumt werden könnten. 

 

  



Anhang: Auszug der wichtigsten gesetzlichen Vorschriften 

 

§ 60a Unterricht und Lehre 

(1) Zur Veranschaulichung des Unterrichts und der Lehre an Bildungseinrichtungen dürfen zu 
nicht kommerziellen Zwecken bis zu 15 Prozent eines veröffentlichten Werkes vervielfältigt, 
verbreitet, öffentlich zugänglich gemacht und in sonstiger Weise öffentlich wiedergegeben 
werden 

1. für Lehrende und Teilnehmer der jeweiligen Veranstaltung, 

2. für Lehrende und Prüfer an derselben Bildungseinrichtung sowie 

3. für Dritte, soweit dies der Präsentation des Unterrichts, von Unterrichts- oder 
Lernergebnissen an der Bildungseinrichtung dient. 

(2) Abbildungen, einzelne Beiträge aus derselben Fachzeitschrift oder wissenschaftlichen 
Zeitschrift, sonstige Werke geringen Umfangs und vergriffene Werke dürfen abweichend von 
Absatz 1 vollständig genutzt werden. 

(3) Nicht nach den Absätzen 1 und 2 erlaubt sind folgende Nutzungen: 

1. Vervielfältigung durch Aufnahme auf Bild- oder Tonträger und öffentliche Wiedergabe 
eines Werkes, während es öffentlich vorgetragen, aufgeführt oder vorgeführt wird, 

2. Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe eines Werkes, das ausschließlich 
für den Unterricht an Schulen geeignet, bestimmt und entsprechend gekennzeichnet ist, an 
Schulen sowie 

3. Vervielfältigung von grafischen Aufzeichnungen von Werken der Musik, soweit sie nicht 
für die öffentliche Zugänglichmachung nach den Absätzen 1 oder 2 erforderlich ist. 

Satz 1 ist nur anzuwenden, wenn Lizenzen für diese Nutzungen leicht verfügbar und 
auffindbar sind, den Bedürfnissen und Besonderheiten von Bildungseinrichtungen 
entsprechen und Nutzungen nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 erlauben. 

(3a) Werden Werke in gesicherten elektronischen Umgebungen für die in Absatz 1 Nummer 1 
und 2 sowie Absatz 2 genannten Zwecke in Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum genutzt, so gilt 
diese Nutzung nur als in dem Mitgliedstaat oder Vertragsstaat erfolgt, in dem die 
Bildungseinrichtung ihren Sitz hat. 

(4) Bildungseinrichtungen sind frühkindliche Bildungseinrichtungen, Schulen, Hochschulen 
sowie Einrichtungen der Berufsbildung oder der sonstigen Aus- und Weiterbildung. 

 

§ 60c UrhG: Wissenschaftliche Forschung 

(1) Zum Zweck der nicht kommerziellen wissenschaftlichen Forschung dürfen bis zu 15 
Prozent eines Werkes vervielfältigt, verbreitet und öffentlich zugänglich gemacht werden 



1. für einen bestimmt abgegrenzten Kreis von Personen für deren eigene 
wissenschaftliche Forschung sowie 

2. für einzelne Dritte, soweit dies der Überprüfung der Qualität wissenschaftlicher 
Forschung dient. 

(2) Für die eigene wissenschaftliche Forschung dürfen bis zu 75 Prozent eines Werkes 
vervielfältigt werden. 

(3) Abbildungen, einzelne Beiträge aus derselben Fachzeitschrift oder wissenschaftlichen 
Zeitschrift, sonstige Werke geringen Umfangs und vergriffene Werke dürfen abweichend von 
den Absätzen 1 und 2 vollständig genutzt werden. 

(4) Nicht nach den Absätzen 1 bis 3 erlaubt ist es, während öffentlicher Vorträge, 
Aufführungen oder Vorführungen eines Werkes diese auf Bild- oder Tonträger aufzunehmen 
und später öffentlich zugänglich zu machen. 

 

 

§ 87a Begriffsbestimmungen 

(1) Datenbank im Sinne dieses Gesetzes ist eine Sammlung von Werken, Daten oder anderen 
unabhängigen Elementen, die systematisch oder methodisch angeordnet und einzeln mit Hilfe 
elektronischer Mittel oder auf andere Weise zugänglich sind und deren Beschaffung, 
Überprüfung oder Darstellung eine nach Art oder Umfang wesentliche Investition erfordert. 
Eine in ihrem Inhalt nach Art oder Umfang wesentlich geänderte Datenbank gilt als neue 
Datenbank, sofern die Änderung eine nach Art oder Umfang wesentliche Investition 
erfordert. 

(2) Datenbankhersteller im Sinne dieses Gesetzes ist derjenige, der die Investition im Sinne 
des Absatzes 1 vorgenommen hat. 

 

§ 87b UrhG: Rechte des Datenbankherstellers 

(1) Der Datenbankhersteller hat das ausschließliche Recht, die Datenbank insgesamt oder 
einen nach Art oder Umfang wesentlichen Teil der Datenbank zu vervielfältigen, zu 
verbreiten und öffentlich wiederzugeben. Der Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentlichen 
Wiedergabe eines nach Art oder Umfang wesentlichen Teils der Datenbank steht die 
wiederholte und systematische Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe von 
nach Art und Umfang unwesentlichen Teilen der Datenbank gleich, sofern diese Handlungen 
einer normalen Auswertung der Datenbank zuwiderlaufen oder die berechtigten Interessen 
des Datenbankherstellers unzumutbar beeinträchtigen. 

(2) § 10 Abs. 1, § 17 Abs. 2 und § 27 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 

 

§ 87c UrhG: Schranken des Rechts des Datenbankherstellers 



(1) Die Vervielfältigung eines nach Art oder Umfang wesentlichen Teils einer Datenbank ist 
zulässig 

1. zum privaten Gebrauch; dies gilt nicht für eine Datenbank, deren Elemente einzeln mit 
Hilfe elektronischer Mittel zugänglich sind, 

2. zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung gemäß § 60c, 

3. zu Zwecken der Veranschaulichung des Unterrichts und der Lehre gemäß den §§ 60a und 
60b, 

4. zu Zwecken des Text und Data Mining gemäß § 44b, 

5. zu Zwecken des Text und Data Mining für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung 
gemäß § 60d, 

6. zu Zwecken der Erhaltung einer Datenbank gemäß § 60e Absatz 1 und 6 und § 60f Absatz 
1 und 3. 

(2) Die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe eines nach Art oder 
Umfang wesentlichen Teils einer Datenbank ist zulässig zur Verwendung in Verfahren vor 
einem Gericht, einem Schiedsgericht oder einer Behörde sowie für Zwecke der öffentlichen 
Sicherheit. 

(3) Die §§ 45b bis 45d sowie 61d bis 61g gelten entsprechend. 

(4) Die digitale Verbreitung und digitale öffentliche Wiedergabe eines nach Art oder Umfang 
wesentlichen Teils einer Datenbank ist zulässig für Zwecke der Veranschaulichung des 
Unterrichts und der Lehre gemäß § 60a. 

(5) Für die Quellenangabe ist § 63 entsprechend anzuwenden. 

(6) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2, 3, 5 und 6 sowie des Absatzes 4 ist § 60g Absatz 
1 entsprechend anzuwenden. 

 

§ 9 HGB: Einsichtnahme in das Handelsregister und das Unternehmensregister 

(1) Die Einsichtnahme in das Handelsregister sowie in die zum Handelsregister eingereichten 
Dokumente ist jedem zu Informationszwecken durch einzelne Abrufe gestattet. Die 
Landesjustizverwaltungen bestimmen das elektronische Informations- und 
Kommunikationssystem, über das die Daten aus den Handelsregistern abrufbar sind, und sind 
für die Abwicklung des elektronischen Abrufverfahrens zuständig. Die Landesregierung kann 
die Zuständigkeit durch Rechtsverordnung abweichend regeln; sie kann diese Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwaltung übertragen. Die Länder können ein 
länderübergreifendes, zentrales elektronisches Informations- und Kommunikationssystem 
bestimmen. Sie können auch eine Übertragung der Abwicklungsaufgaben auf die zuständige 
Stelle eines anderen Landes sowie mit dem Betreiber des Unternehmensregisters eine 
Übertragung der Abwicklungsaufgaben auf das Unternehmensregister vereinbaren. 



(2) Sind Dokumente nur in Papierform vorhanden, kann die elektronische Übermittlung nur 
für solche Schriftstücke verlangt werden, die weniger als zehn Jahre vor dem Zeitpunkt der 
Antragstellung zum Handelsregister eingereicht wurden. 

(3) Die Übereinstimmung der übermittelten Daten mit dem Inhalt des Handelsregisters und 
den zum Handelsregister eingereichten Dokumenten wird auf Antrag durch das Gericht 
beglaubigt. Dafür hat eine Authentifizierung durch einen Vertrauensdienst nach der 
Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 
2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische 
Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 
vom 28.8.2014, S. 73; L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom 14.6.2016, S. 44) zu erfolgen. 

(4) Von den Eintragungen und den eingereichten Dokumenten kann ein Ausdruck verlangt 
werden. Von den zum Handelsregister eingereichten Schriftstücken, die nur in Papierform 
vorliegen, kann eine Abschrift gefordert werden. Die Abschrift ist von der Geschäftsstelle zu 
beglaubigen und der Ausdruck als amtlicher Ausdruck zu fertigen, wenn nicht auf die 
Beglaubigung verzichtet wird. 

(5) Das Gericht hat auf Verlangen eine Bescheinigung darüber zu erteilen, dass bezüglich des 
Gegenstandes einer Eintragung weitere Eintragungen nicht vorhanden sind oder dass eine 
bestimmte Eintragung nicht erfolgt ist. 

(6) Für die Einsichtnahme in das Unternehmensregister gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 
Anträge nach den Absätzen 2 bis 5 können auch über das Unternehmensregister an das 
Gericht vermittelt werden. Die Einsichtnahme in die beim Unternehmensregister zur 
dauerhaften Hinterlegung eingestellten Daten erfolgt nur auf Antrag durch Übermittlung einer 
Kopie. 

 

§ 10a HGB: Anwendung der Verordnung (EU) 2016/679 

(1) Das Auskunftsrecht nach Artikel 15 Absatz 1 und das Recht auf Erhalt einer Kopie nach 
Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 
22.11.2016, S. 72) wird dadurch erfüllt, dass die betroffene Person Einsicht in das 
Handelsregister und in die zum Handelsregister eingereichten Dokumente nehmen kann. Eine 
Information der betroffenen Person über konkrete Empfänger, gegenüber denen die im 
Register, in Registerbekanntmachungen oder in zum Register einzureichenden Dokumenten 
enthaltenen personenbezogenen Daten offengelegt werden, erfolgt nicht. 

(2) Hinsichtlich der im Handelsregister, in Registerbekanntmachungen oder in zum 
Handelsregister einzureichenden Dokumenten enthaltenen personenbezogenen Daten kann 
das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 der Verordnung (EU) 2016/679 nur unter den 
Voraussetzungen ausgeübt werden, die in den §§ 393 bis 395 und §§ 397 bis 399 des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der Freiwilligen 
Gerichtsbarkeit sowie der Rechtsverordnung nach § 387 Absatz 2 des Gesetzes über das 



Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der Freiwilligen Gerichtsbarkeit für 
eine Löschung oder Berichtigung vorgesehen sind. 

(3) Das Widerspruchsrecht gemäß Artikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 findet in Bezug 
auf die im Handelsregister, in Registerbekanntmachungen oder in zum Handelsregister 
einzureichenden Dokumenten enthaltenen personenbezogenen Daten keine Anwendung. 


